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Berichterstatter: 

Abgeordneter Dn Arndt 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 133, Sitzung am 8. März 
1956 beschlossene Zweite Gesetz zur Regelung von Fragen der Staats- 
angehörigkeit — Drucksachen 1184, 1391, 2135 — wird wie folgt 
geändert: 

§ 8 Abs, 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Erklärungen können nur 
bis 30. Juni 1957 abgegeben werden. Für die gemäß § 3 Abs, 2, § 5 
Abs. 2 und § 7 Erklarungsberechtigten endet die Erklärungsfrist 
erst am 31. Dezember 1957; in den Fallen des § 5 endet sie nicht 
vor Ablauf von sechs Monaten nach Aufenthaltnahme in Deutsch- 
land.“ 


Bonn, den 12. April 1956 


Der Vermittlungsausschuß 
Kiesinger Dr. Arndt 
V ersitzender Berichterstatter 
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